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Drucksache 129 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 10. Januar 1958 

6 — 60100 — 4859/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 


Entwurf eines Gesetzes über die Verlänge- 
rung der Geltungsdauer des Gesetzes über 
die Sicherstellung von Leistungen auf dem 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 


nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des 
Deutschen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Wirtschaft. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 186. Sit- 
zung am 20. Dezember 1957 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes nach der Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zur Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Verlängerung der Geltungsdauer des Gesetzes über 
die Sicherstellung von Leistungen auf dem Gebiet der 
gewerblichen Wirtschaft 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

In § 9 des Gesetzes über die Sicherstellung von 
Leistungen auf dem Gebiet der gewerblichen Wirt- 
schaft vom 24. Dezember 1956 (Bundesgesetzbl. I 
S. 1070) werden die Worte „31. Dezember 1957" 
durch die Worte „31. Dezember 1958" ersetzt. 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland. 

Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


Das Gesetz über die Sicherstellung von Leistungen 
auf dem Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 
— • Sicherstellungsgesetz — vom 24. Dezember 1956 
(BGBL I S. 1070), dessen Geltungsdauer bis zum 
31. Dezember 1957 befristet ist, ermächtigt die 
Bundesregierung bzw. den Bundesminister für Wirt- 
schaft zum Erlaß wirtschaftslenkender Verordnun- 
gen im Bereich der gewerblichen Wirtschaft. Nach 
der Vorschrift des § 1 des Sichersteilungsgesetzes 
soll die Ermächtigung eine Handhabe bieten, um im 
Falle einer ernsten Mangellage 

a) die Erfüllung völkerrechtlicher Verpflichtungen 
der Bundesrepublik, 

b) die Erfüllung von Verteidigungsaufgaben und 

c) die Deckung des lebenswichtigen zivilen Bedarfs 

sicherstellen zu können. Bei den völkerrechtlichen 
Verpflichtungen handelt es sich vor allem um die 
gegenüber den Entsendestaaten der Stationierungs- 
streitkräfte bestehenden Versorgungsverpflichtun- 
gen auf Grund des Truppenvertrages. Unmittelbar 
veranlaßt worden war die Verabschiedung des 
Sicherstellungsgesetzes durch die bekannten, im 
Spätherbst 1916 insbesondere im Zusammenhang 
mit der Suezkrise aufgetretenen Spannungen auf 
den internationalen Märkten. Diese Spannungen 
ließen damals befürchten, daß sich auch in der Ver- 
sorgung der Bundesrepublik Lagen ergeben könn- 
ten, die u. U. ein rasches Eingreifen des Staates in 
den Wirtschaftsablauf erforderlich machen würden. i 
Aus diesem Grunde hielt es der Gesetzgeber für | 
angezeigt, die Bundesregierung bzw. den Bundes- I 
minister für Wirtschaft mit einer ausreichenden Er- 
mächtigung zu versehen, um im Falle einer ernst- 
haften Störung für die angemessene Deckung des 
vordringlichen Bedarfs Sorge tragen zu können. 

Erfreulicherweise sind trotz der damals bestehen- 
den Spannungen keine ernsten Schwierigkeiten bei 
der Versorgung der deutschen Wirtschaft mit Ein- 
fuhrgütern aufgetreten. Infolgedessen ist bisher von 
der Ermächtigung, die das Sicherstellungsgesetz 
verleiht, kein Gebrauch gemacht worden. Gleich- 
wohl müßte es als bedenklich angesehen werden, 
wenn mit dem 1. Januar 1958 eine solche — auf den 


Fall einer ernsten Versorgungskrise beschränkte — 
Verordnungsbefugnis der Bundesregierung, wie sie 
das Sicherstellungsgesetz gewährt, entfallen würde. 
Angesichts der starken Einfuhrabhängigkeit der 
deutschen Wirtschaft, wie sie insbesondere auf dem 
Gebiet der Rohstoffversorgung besteht, liegt es auf 
der Hand, daß Störungen im internationalen Wirt- 
schaftsverkehr Mangellagen bei der Einfuhr zur 
Folge haben können, die nicht, nicht alsbald oder 
nicht in dem erforderlichen Umfang durch ein Aus- 
weichen auf andere Versorgungsquellen behoben 
werden können. Da solche Störungen zumeist un- 
vermittelt auftreten und der Staat dann, wenn sein 
Handeln Aussicht auf Erfolg haben soll, in der 
Regel unverzüglich eingreifen muß, erscheint es 
notwendig, die Exekutive schon vorsorglidi mit der 
entsprechenden Verordnungsbefugnis auszustatten. 
Hierfür spricht ferner die Erwägung, daß es erfah- 
rungsgemäß zu unerwünschten und unberechtigten 
Reaktionen bei der Bevölkerung führt, ein solches 
Ermächtigungsgesetz erst dann zu verabschieden, 
wenn sich bereits die Gefahr einer Mangellage ab- 
zeichnet. 

Was den Umfang des Verordnungsrechts betrifft, so 
vertritt die Bundesregierung die Auffassung, daß 
die durch § 1 des Sicherstellungsgesetzes erteilte 
Ermächtigung in vollem Umfang aufrechterhalten 
werden sollte. Da sich nicht Voraussagen läßt, auf 
welchem Warensektor am ehesten Versorgungs- 
schwierigkeiten auftreten und welche Folgewirkun- 
gen sie haben werden, würde eine gegenständliche 
Beschränkung auf bestimmte Rohstoffe oder Lei- 
stungen die Ermächtigung im Ernstfall u. U. un- 
praktikabel machen. Außerdem könnte eine solche 
Auswahl leicht den Eindruck hervorrufen, als ob 
auf den bezeichneten Gebieten bereits akute Man- 
gellagen zu befürchten seien. 

Aus den dargelegten Gründen tritt die Bundesregie- 
rung dafür ein, die durch das Sicherstellungsgesetz 
erteilte Ermächtigung zu wirtschaftslenkenden Ein- 
griffen vorläufig in vollem Umfang aufrechtzuerhal- 
ten. Sie schlägt vor, die Geltungsdauer des Gesetzes 
zunächst um ein weiteres Jahr bis zum 31. Dezem- 
ber 1958 zu verlängern. 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 20. Dezember 1957 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 28. November 1957 — 6 — 60100 — 
4859/57 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 186. Sitzung am 20. Dezember 1957 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen hat, zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über die Verlänge- 
rung der Geltungsdauer des Gesetzes über 
die Sicherstellung von Leistungen auf dem 
Gebiet der gewerblichen Wirtschaft 

wie folgt Stellung zu nehmen: 

l.In Artikel 1 sind die Worte „31. Dezember 1958" durch die 
Worte „31. Dezember 1960" zu ersetzen. 

Begründung 

Aus Gründen der Gesetzesökonomie erscheint es tunlich, 
dem Gesetz eine längere Gültigkeitsdauer zu geben. 

2. Artikel 3 ist wie folgt zu fassen: 

„Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt im Saarland vom Ende der Übergangs- 
zeit nach Artikel 3 des Vertrages vom 27. Oktober 1956 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Franzö- 
sischen Republik zur Regelung der Saarfrage (Bundes- 
gesetzbl, II S. 1587) an." 

Begründung 

Die Änderung ergibt sich aus der Neufassung des Artikels 1. 
Das Gesetz muß im Saarland in Kraft treten können, wenn 
die wirtschaftliche Eingliederung des Saarlandes erfolgt ist. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustim- 
mung bedarf. 


Brandt 
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Anlage 3 


Stellungnahme 

der Bundesregierung zu den Vorschlägen des Bundesrates 

I. 

Zu den Vorschlägen des Bundesrates nimmt die 
Bundesregierung wie folgt Stellung: 

Zu 1. (Vorschlag zu Artikel 1) 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. Aus Gründen der 
Verfahrensökonomie dürfte es sich in der Tat em* 
pfehlen, von der zunächst vorgeschlagenen ein- 
jährigen Verlängerung der Geltungsdauer des Ge- 
setzes abzusehen und die Verlängerung sogleich 
auf 3 Jahre zu erstrecken. 

Zu 2. (Vorschlag zu Artikel 3) 

Dem Vorschlag wird in materieller Hinsicht zu- 
gestimmt. Zum Zwecke der Klarstellung empfiehlt 
es sich Jedoch, für Artikel 3 des Gesetzentwurfs 
folgende Fassung zu wählen: 


„Artikel 3 

Das Gesetz über die Sicherstellung von Lei' 
stungen auf dem Gebiet der gewerblichen Wirt- 
schaft in der Fassung dieses Gesetzes gilt im 
Saarland vom Ende der Übergangszeit nach Artikel 
3 des Saarvertrages vom 27. Oktober 1956 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 1587) an." 


n. 

Ergänzend wird ausgeführt: 

Entgegen der ursprünglichen Annahme wird der 
vorliegende Entwurf des Verlängerungsgesetzes 
erst nach Ablauf der Geltungsdauer des Sicher- 
stellungsgesetzes verabschiedet werden können. Um 
den zeitlichen Anschluß an das auslaufende Ge- 
setz zu gewinnen, ist es daher notwendig, das 
Verlängerungsgesetz rückwirkend in Kraft zu 
setzen. Aus diesem Grunde wird angeregt, für 
Artikel 4 des Entwurfs folgende Fassung vorzu- 
sehen: 


„Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt mit Wirkung vom 31. Dezem- 
ber 1957 in Kraft." 



